
deutung der Musterstatuten für die weitere Festigung 
der LPG zu zeigen. Die Diskussion über diese und an­
dere Fragen des Rechts der LPG wird der Praxis wie 
der Wissenschaft helfen, auch mit den Mitteln des 
Rechts zur weiteren Festigung der LPG beizutragen2).

I
In der Zeit von der I. bis zur III. Konferenz der 

Vorsitzenden und Aktivisten der LPG konnten unsere 
Genossenschaftsbauern große Erfolge in der Festigung 
ihrer Wirtschaften erzielen. Die Entwicklung unserer 
LPG in dieser Zeit, also von Dezember 1952 bis Dezem­
ber 1954, zeigt folgende Aufstellung:

I. Konferenz: 1 335 LPG mit 22 174 Mitgliedern,
II. Konferenz: 4 751 LPG mit 133 351 Mitgliedern,

III. Konferenz: 5 108 LPG mit 157 567 Mitgliedern.
Heute bewirtschaften unsere Produktionsgenossenschaf­
ten bereits rund 14 Prozent der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche der DDR. Die Zahl der Genossenschaften, die 
nach dem Musterstatut Typ III organisiert sind, stieg 
von der II. bis zur III. Konferenz von 39,8 Prozent auf 
59,1 Prozent.

Diese Zahlen legen erstens davon Zeugnis ab, daß die 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften be­
reits ihre Lebensfähigkeit und ihre Kraft vor unseren 
Bauern bewiesen haben. Die Vorzüge der genossen­
schaftlichen Wirtschaft vor der Einzelwirtschaft werden 
immer deutlicher und bewirken, daß die Zahl der Ge­
nossenschaften wie der Mitglieder von Jahr zu Jahr 
steigt. Wenn sich diese Vorzüge noch nicht immer beim 
Vergleich der Hektarerträge zeigen, so hat das seine 
Ursache in erster Linie darin, daß zahlreiche LPG in 
den vergangenen Jahren heruntergewirtschaftete und 
verlassene Betriebe übernommen haben. Das wachsende 
Vertrauen unserer Bauern in die genossenschaftliche 
Arbeit zeigt sich überdies deutlich im Übergang zahl­
reicher Genossenschaften in Genossenschaften des 
höchsten Typus, in denen — mit Ausnahme des indi­
viduell bewirtschafteten Hoflandes — alle Flächen zur 
genossenschaftlichen Bewirtschaftung in die LPG ein­
gebracht werden. — Die Zahlen legen ferner davon 
Zeugnis ab, daß die Landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften bereits einen beachtlichen Faktor in 
der Landwirtschaft der DDR darstellen. Die Steigerung 
der Produktion in den LPG bedeutet also bereits eine 
wesentliche unmittelbare Hilfe für die weitere Ver­
besserung der Lage unserer Werktätigen und die Ver­
sorgung unserer Industrie mit Rohstoffen.

An diesen Erfolgen der LPG in den 2% Jahren ihrer 
Entwicklung hat das Recht als ein Mittel der Politik 
unseres Staates bei der Unterstützung der LPG wesent­
lichen Anteil. Ohne die ständige Hilfe und Anleitung 
des Arbeiter- und Bauernstaates ist die sozialistische 
Umgestaltung der Landwirtschaft durch Schaffung von 
Produktionsgenossenschaften nicht denkbar. Einen 
wesentlichen Teil dieser Hilfe leistete unser Staat mit 
der Setzung von Rechtsnormen zur Organisierung der 
gesellschaftlichen Beziehungen innerhalb der LPG und 
zwischen den LPG und staatlichen Betrieben.

Unter diesen Normen nehmen die Musterstatuten, die 
auf der I. Konferenz der Vorsitzenden und Aktivisten 
der LPG beschlossen und vom Ministerrat und vom 
Zentralkomitee der SED bestätigt wurden2), einen her­
vorragenden Platz ein. Mit vollem Recht spricht der 
tschechoslowakische Rechtswissenschaftler F a b r y  vom 
Erlaß der staatlich sanktionierten Musterstatuten als 
von einem „Sieg der Erkenntnis, daß es unmöglich ist, 
ohne das Recht von einer staatlichen oder genossen­
schaftlichen Disziplin zu sprechen“4).

Für die Organisierung aller gesellschaftlichen Bezie­
hungen in den LPG war es vor allem entscheidend 
wichtig, daß mit dem Erlaß der Musterstatuten den 
Gründern einer LPG drei bereits in der Praxis erprobte 
Typen, Formen der Genossenschaft zur Verfügung

2) Die in dieser Arbeit vorgetragenen Auffassungen beruhen 
zu einem Teil auf der Vorlesung „Recht der LPG“, die von 
Hähnert, Heuer und Rosenau für die Universitäten Berlin, 
Leipzig und Halle ausgearbeitet wurde.

2) Bekanntmachung der Musterstatuten der LPG vom 19. De­
zember 1952 (GBl. S. 1375).

4) Valer Fabry, „Das Recht der landwirtschaftlichen Genos­
senschaften als selbständiger Zweig unseres Rechts“, Pravnik 
1953, Nr. 5, S. 309 (tschech.).

gestellt werden konnten, die einerseits die Unterschied­
lichkeit der örtlichen Bedingungen und des Bewußt­
seinsstandes unserer Bauern in Rechnung stellen, 
andererseits alle die Festigung der gesellschaftlichen Wirt­
schaft und eine richtige Verbindung der persönlichen 
mit den gesellschaftlichen Interessen garantieren. Die 
Festlegung demokratischer Grundsätze der Verwaltung 
der LPG war von ausschlaggebender Bedeutung für die 
Erfolge bei der Erziehung der Mitglieder unserer Pro­
duktionsgenossenschaften zu bewußten Erbauern des 
Sozialismus auf dem Dorfe. Große Bedeutung für die 
Gewinnung vor allem der Mittelbauern hatte und hat 
aber auch z. B. die juristische Festlegung in den Muster­
statuten, daß das Privateigentum an Grund und Boden 
erhalten bleibt und der eingebrachte Boden nur unter 
bestimmten Voraussetzungen auf Beschluß der Mitglie­
derversammlung5) bei der Verteilung der Einkünfte un­
berücksichtigt bleiben darf. Die Musterstatuten geben 
in allen ihren wesentlichen Bestimmungen die wissen­
schaftlich begründete Richtung für die Organisierung 
sozialistischer Beziehungen in der Landwirtschaft der 
DDR.

Nicht erst mit der Bestätigung, sondern bereits vor 
ihrer Beschlußfassung hatten die Regierung der DDR 
und die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
hervorragenden Anteil an der Entstehung der Muster­
statuten in ihrer gegenwärtigen Form. Die Musterstatu­
ten wurden vor der Beschlußfassung auf der I. Konferenz 
von Vorsitzenden von Produktionsgenossenschaften, 
von Wissenschaftlern, von Mitgliedern des Sekre­
tariats des ZK der SED und von Mitgliedern der Regie­
rung eingehend diskutiert. Sie sind somit ein Ausdruck 
der führenden Rolle der Arbeiterklasse und ihres Staa­
tes bei der Verwirklichung des Bündnisses zwischen 
Arbeiterklasse und werktätiger Bauernschaft. Sie wie 
auch die zahlreichen anderen Verordnungen, Beschlüsse 
und Empfehlungen des Ministerrats zeigen, daß die 
Entwicklung der LPG nicht dem Selbstlauf überlassen 
wird. Die Aufgabe unserer Juristen besteht darin, diese 
politische Bedeutung des Rechts der LPG zu erkennen 
und auf dieser Grundlage an seiner konsequenten 
Durchsetzung tatkräftig mitzuarbeiten.

Wir können die Frage der Rolle unseres Rechts bei 
der Festigung der LPG darüber hinaus nicht losgelöst 
von der allgemeineren und entscheidenden Frage nach 
der Rolle der LPG in der DDR behandeln. In seinem 
Schlußwort auf der III. Konferenz betonte Walter 
U l b r i c h t :  „Die Hauptfrage (der III. Konferenz —
K. H.) war die Frage nach der Rolle der Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften“6). Worum 
handelt es sich?

Noch immer wird von manchen Staatsfunktionären 
die Rolle der LPG in der DDR verkannt oder unter­
schätzt, was zwangsläufig mangelhafte Unterstützung 
der LPG, Versäumnis in der Anleitung und Förderung 
der LPG zur Folge haben muß. Richtig ist, daß der 
Staatsapparat und insbesondere die MTS die Arbeit mit 
den werktätigen Einzelbauern nicht einen Augenblick 
vernachlässigen dürfen. Man darf aber hierbei nie ver­
gessen, daß die sozialistische Umgestaltung unserer 
Landwirtschaft eine ö k o n o m i s c h e  N o t w e n d i g ­
k e i t  ist, die auf dem objektiven Gesetz der unbeding­
ten Übereinstimmung der Produktionsverhältnisse mit 
dem Charakter der Produktivkräfte beruht. Auf einem 
anderen Wege als durch die „Vergenossenschaftung“ der 
Landwirtschaft ist das Zurückbleiben der Landwirt­
schaft hinter der Industrie auf die Dauer nicht zu über­
winden. Walter Ulbricht zeigte, daß andererseits auch 
„der Übergang zur genossenschaftlichen Arbeit der ein­
zige Weg ist zur s t ä n d i g e n  Erhöhung der materiel­
len und kulturellen Lebensbedingungen der Bauern“7). 
Diese Erkenntnisse müssen der Ausgangspunkt vor 
allem für die Anleitung und Hilfe für die Genossen­
schaften, aber auch für die Unterstützung der werk­
tätigen Einzelbauern sein. Die wichtigste Aufgabe der 
Räte der Kreise überhaupt ist deshalb gegenwärtig die 
Unterstützung der LPG bei der Durchführung der Be­
schlüsse der III. Konferenz.

6) vgl. Anmerkungen zu Punkt 31 und 32 Musterstatut Typ HI.
6) Walter Ulbricht, Schlußwort auf der III. Konferenz der 

Vorsitzenden und Aktivisten der LPG, „Neues Deutschland“ 
vom 22. Dezember 1954.

7) Walter Ulbricht, Referat auf der HI. Konferenz, a. a. O.

333


